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Antje Schumacher-Bergelin

Und sie reicht nie, die Zeit!
Aktiv gegen Zeitnot und Arbeitsverdichtung in der Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung

Etwa in jenen Jahren, als Michael Ende die Geschichte von Momo und den
Zeitdieben verfasste, begann in der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des
Bundes (WSV) der schleichende Abbau von Personal, und eine Arbeitsver-
dichtung zeichnete sich sukzessive ab. Sparmaßnahmen sollten diese Bun-
desbehörde effektiver machen. Dazu gehörte dann im Laufe der Jahre nicht
nur Stellenabbau, sondern auch Auslagerung von Aufgaben an Private bis hin
zu Privatisierungen von Dienstleistungen. In der WSV verlief dieser Prozess
zu Anfang langsamer als in der übrigen Bundesverwaltung. Aber die Beschäf-
tigten hatten sich dennoch seit Jahren darauf eingestellt, dass immer weniger
Kolleginnen und Kollegen immer mehr Aufgaben bewältigen mussten.

2012 strebte das Bundesverkehrsministerium die Zerschlagung dieser Ver-
waltung in ihrer bisherigen Form an – mit Ausgliederung und Privatisierung.
Davon wäre ein Großteil der personalintensiven Bereiche betroffen gewesen,
wie die Betriebsdienste. Ver.di reagierte auf diese akute Bedrohung der Ar-
beitsplätze und die damit einhergehende Geringschätzung der Arbeitsleis-
tung der Beschäftigten. Es gelang eine wirksame Aktivierung der für eine
Bundesverwaltung sehr gut organisierten ver.di-Mitglieder.1 In diesem Zu-
sammenhang ist auch die erfolgreich durchgeführte Befragung mit dem DGB-
Index Gute Arbeit zu sehen, die sich inhaltlich unter anderem mit einer Re-
form der WSV auseinandersetzte.

WSV – die etwas andere Behörde!
Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung, jetzt Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsverwaltung (WSV) des Bundes, ist eine Bundesbehörde, die vollum-
fänglich für den Erhalt, Ausbau und Betrieb der Wasserstraßen in Deutsch-
land zuständig ist. Sie gliedert sich in eine Generaldirektion sowie derzeit
noch 39 regionale Ämter. Im Zuge einer immerwährenden Reform sollen
diese Ämter nun auf 17 reduziert werden. 12500 Beschäftigte unterschied-
licher Berufe, angefangen vom Vorhandwerker im Betriebsdienst, den Was-

1 In der gesamten Wasser und Schifffahrtsverwaltung sind rund 40 Prozent der dort beschäftigten
ArbeitnehmerInnen und BeamtInnen in ver.di organisiert.



Praxiserfahrungen und Praxisbeispiele

328

serbauern und ihrer Meistern über Techniker und Ingenieure bis hin zu Ver-
waltungskaufleuten und BeamtInnen arbeiten bundesweit in der WSV.

Wasserstraßen gehören zur Verkehrsinfrastruktur und sind größtenteils im
Besitz des Bundes. Dieser gewährleistet mit seiner Behörde die Durchlässig-
keit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs auf den Wasserstraßen und trägt da-
mit einen wichtigen Teil zum Erhalt und Ausbau des Wirtschaftsstandorts
Deutschland bei. Mit der Instandhaltung und teilweise auch dem Ausbau von
Wasserstraßen, dem Erhalt und Neubau der Bauwerke wie Schleusen, Brü-
cken, Schiffshebewerke ermöglicht es der Bund dem Seeverkehr und der Bin-
nenschifffahrt, jährlich rund 600 Millionen Tonnen Güter kostengünstig und
umweltschonend zu transportieren. Auch der Fahrgastverkehr hat sich auf
mittlerweile 18 Millionen Fahrgäste pro Jahr erhöht. Tourismus und Sport-
verbände nutzen ebenso die Wasserstraßen. Damit sind die Wasserstraßen
ein wichtiger Teil der Verkehrsinfrastruktur. Die Sicherheit der Bevölkerung
gilt es zu gewährleisten, indem Schutz vor Überschwemmungen geboten
wird, Wehranlagen und Dämme in Ordnung gehalten werden oder Havarien
auf den Wasserstraßen abgesichert und behoben werden.

Doch auch hier, wie bei den anderen Verkehrsträgern, wurde lange Zeit zu
wenig investiert und zu viel gespart. Das führte einerseits zu einem Investiti-
onsstau bei den vielen maroden Bauwerken wie Schleusen und Brücken und
andererseits in der WSV zu einem massiven Personalabbau. Er betrug Jahr-
zehnte lang 1,8 Prozent jährlich – bis 2013. Von ehemals 24000 Stellen im Jahr
1993 verminderte sich deren Zahl auf 12500 im Jahr 2013. Die Reduzierung
des Personals führte dabei nicht zu einer Aufgabenreduzierung, sondern im
Gegenteil, es kamen neue Aufgaben aus dem Natur- und Umweltschutz dazu.

WSV-Reform als Startsignal
2013 sollte die WSV nach dem Willen des Bundesverkehrsministeriums dras-
tisch umgebaut werden, von einer so genannten Ausführungsbehörde zu ei-
ner schlanken Gewährleistungsbehörde, die die wesentlichen Aufgaben wie
Instandhaltung und Betrieb der Wasserstraßen nicht mehr mit eigenem Per-
sonal selbst erfüllt, sondern diese Aufgaben an private Unternehmen vergibt
und lediglich die Aufgabenerledigung überwacht. Dieser Plan konnte mit ei-
nem langen, von ver.di initiierten Streik der Beschäftigten im Sommer 2013
verhindert werden. Die Bundesregierung machte Zugeständnisse und ver-
sprach – neben der sozialverträglichen Absicherung – die WSV mit ihren be-
stehenden Aufgaben zu erhalten, zu reformieren und gegebenenfalls bereits
ausgelagerte Aufgaben in die Eigenerledigung zurückzuholen.

Die ver.di-Aktiven stellten allerdings fest, dass die Beschäftigten bei dieser
geplanten Reform der WSV entgegen ihren Forderungen nicht beteiligt wer-
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den sollten. Ver.di stellte ebenso fest, dass sich die Arbeitsbedingungen der
Beschäftigten in der WSV weiter massiv verschlechterten. Neben einem ho-
hen Altersdurchschnitt wiesen zunehmend Ausfälle durch Langzeiterkran-
kung sowie Zunahme von Überlastungsanzeigen darauf hin, dass hier drin-
gender Handlungsbedarf bestand.

Umfrage mit DGB-Index Gute Arbeit
Vor diesem Hintergrund beschlossen Anfang 2014 die ver.di-Aktiven der
Fachkommission Bundesverkehrsverwaltung im Fachbereich Bund + Län-
der, eine repräsentative Umfrage zum Thema Gute Arbeit und Reform der
WSV durchführen zu lassen. Da die Befürchtung bestand, dass die Leitung
der WSV wie auch die zuständigen Stellen im Bundesverkehrsministerium
eine solche Befragung zu stark in ihrem Sinn beeinflussen würden, entschie-
den sich die ver.di-Aktiven, diese Befragung mit dem DGB-Index Gute Ar-
beit, von einem externen Berater und Auswerter begleitet, nur mit Unter-
stützung der ver.di-Personalräte und Vertrauensleute durchzuführen. Die
Befragung wurde gegen Ende 2014 in einem Zeitraum von drei Monaten
durchgeführt. Sie war mit über 34 Prozent Beteiligung bundesweit repräsen-
tativ und sehr erfolgreich. Sie lieferte valide Daten zur Auswertung in 36 der
39 Ämter, sowie in fünf der sieben Neubauämter. Stellenweise kam es zu
einer aktiven Behinderung der Umfrage durch vereinzelte Amtsleitungen; im
Ergebnis führte das aber zu einer erhöhten Teilnahme in einzelnen Ämtern.

Ergebnisse der bundesweiten Befragung
78 Prozent der Beschäftigten nannten die Auswirkungen der geplanten WSV-
Reform als Grund zur Sorge um ihre berufliche Zukunft. Besonders schlechte
Werte erhielt die Arbeitsintensität mit durchschnittlich unter 50 auf einer
Skala von 1 bis 100 möglichen Punkten.

Im Jahr 2015 wurden mehrere MultiplikatorInnen-Workshops organisiert,
um ver.di-Personalräte und Vertrauensleute mit den Befragungsergebnissen
vertraut zu machen. Dort wurden auch erste Überlegungen erarbeitet, wie die
Ergebnisse in Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der
WSV umgesetzt werden könnten. Und das vor Ort, im Arbeitsteam.

Die Zeit reicht einfach nicht!
Trotz einer relativ hohen Zufriedenheit mit Arbeitszeitlage und Arbeitszeitre-
gelungen wurde deutlich, dass durch eine Aufgabenzunahme bei gleichzei-
tigem Personalmangel die Unzufriedenheit mit der Qualität der eigenen Ar-
beit zunahm. Eine Teilnehmerin der Workshops formulierte es so: »Die Zeit
reicht einfach nicht, meine Arbeit so zu machen, dass ich mit der Qualität zu-



Praxiserfahrungen und Praxisbeispiele

330

frieden bin. Immer schneller müssen die Ergebnisse erreicht werden und
immer umfangreicher werden die Aufgabenstellungen. Vor Ort im Betriebs-
dienst werden durch weniger Personal Aufgaben wie Anlagenpflege an pri-
vate Unternehmen vergeben, die allerdings wieder überwacht und überprüft
werden müssen. Immer bleibt das belastende Gefühl, dass noch etwas fehlt,
etwas nicht ausreichend erledigt werden konnte.« Spezialaufgaben, wie Re-
paratur der Schleusentore durch Taucheinsatz von geschulten Handwerkern,
werden mit immer weniger Beschäftigten erledigt. Zudem fehlt dabei häufig
das benötigte Know-how. Anhäufung von Überstunden und eine Zunahme
von Krankmeldungen in den Betrieben der WSV sind die Folge.

Automatisierung führt nicht zu Entlastung
Eine seit längerer Zeit geplante und teilweise auch umgesetzte Automatisie-
rung von Schleusenanlagen wurde genutzt, um weiter Personal abzubauen.
Insgesamt verstärkte diese Maßnahme die ohnehin große Unzufriedenheit
bei den Schleusenbeschäftigten und den Schichtleitungen. Bei dieser Auto-
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matisierung der Schleusen wird eine große Anzahl einzelner Schleusen digi-
tal in einer Schleusenleitzentrale überwacht und gesteuert. Es fehlt dann
allerdings die persönliche Ansprache der Schiffsbesatzungen, die die Schleu-
sen benutzen. Zusätzlich entsteht eine besondere Belastung der Beschäftig-
ten durch drohende Unfälle und Havarien, auf die nicht vor Ort und damit
schnell genug reagiert werden kann. Ebenso belastend ist es, dass das bisher
vor Ort eingesetzte Schleusenpersonal durch diese Automatisierung längere
Wegezeiten zu den entfernt liegenden Leitzentralen in Kauf nehmen oder
sich auf andere Tätigkeiten umschulen lassen muss.

Handlungsbedarf erkannt
In Workshops mit Personalräten und Führungskräften wurde deutlich, wie
viel Handlungsbedarf besteht, und zwar angefangen im Team vor Ort, im Be-
triebsdienst oder der Verwaltung bis hin zu den Ebenen der Betriebsleitungen
und auch Amtsleitungen. Es wurde erkannt, dass Maßnahmen zum klassi-
schen Gesundheits- und Arbeitsschutz notwendig waren. Als wichtiges Hand-
lungsfeld erwies sich aber auch die Haltung und soziale Kompetenz der Füh-
rungskräfte. Dieses Thema weiter zu bearbeiten, ist ein wichtiges Ergebnis
der bisherigen Workshops und Beiträge auf Personalversammlungen.

Stellenzuwachs: Erfolg auf politischer Ebene
Aufgrund der Umfrageergebnisse zum Thema Reform der WSV konnten
ver.di und die ver.di-Aktiven die Bundes- und Landespolitik überzeugen, in
einzelnen Bereichen zusätzliche Stellen zu bewilligen. So hat der Haushalts-
ausschuss des deutschen Bundestages allein für den Nord-Ostsee-Kanal drin-
gend benötigte 32 Stellen für Ingenieure und Techniker bewilligt. Die mit
dem Sommerstreik von 2013 erreichte Zusage der sozialen Absicherung im
Zusammenhang mit der Reform und dem Erhalt der WSV auch als Ausfüh-
rungsbehörde ebenso wie die Ergebnisse der Befragung nach dem DGB-In-
dex wurden als Anlässe für weitere intensive Gespräche mit Politkern aus
Haushalts- und Verkehrsausschuss des Bundestags genutzt. Immer wieder
wurden die Leitung der WSV wie die Zuständigen im Bundesverkehrsminis-
terium so mit den Forderungen der Beschäftigten konfrontiert.

Aktive Beteiligung weiterhin eingefordert!
Die genannten Maßnahmen wurden bisher aber nur mit Verzögerungen um-
gesetzt – vor allem wegen schleppender Stellennachbesetzungen aufgrund
einer nicht arbeitsfähigen Generaldirektion bei gleichzeitiger Abschaffung
der bislang funktionierenden sieben regionalen Direktionen. Das alles trug
dazu bei, dass die Ergebnisse der Index-Befragung auch noch im Jahr 2016
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von aktueller Brisanz waren und wohl auch bleiben werden. Wichtig ist, dass
in all diesen Konflikten der Zusammenhang von Personalbemessung, Ar-
beitsmenge und Arbeitszeit deutlicher und den Kolleginnen und Kollegen be-
wusst geworden ist.

Die Beschäftigten sind selbstbewusster geworden und fordern eine aktive
Beteiligung, eine aktive Rolle bei der Reform der WSV ein. Der Erfolg ihrer
Streiks des Jahres 2013, mit denen sie umfassende Zusagen zur Absicherung
ihrer Beschäftigungsverhältnisse erkämpften, sowie die erfolgreiche Index-
Befragung führten dazu, dass sie bei ihren Personalräten und ihren Amtslei-
tungen immer offensiver eine konkrete Änderung ihrer Arbeitsbedingungen
einfordern.

Sie wollen, dass die Zeit wieder reicht – für die Erledigung ihrer Aufgaben,
damit die WSV als moderne Dienstleistungsverwaltung entwicklungsfähig ist
und zukunftsorientiert aufgestellt wird. Diese Forderungen werden sie weiter-
hin vertreten – mit der Auswertung der Ergebnisse aus der Indexbefragung in
den Ämtern und mit konkreten Vorstellungen auf Ebene der Behördenlei-
tung und in der Politik. Denn nur so, gemeinsam, mit Engagement und Hart-
näckigkeit, lässt sich viel erreichen.


